
Freitag, 2. August 201912 SCHWEIZ

Die Kraft des Gotthard-Windes nutzen
Der auf dem Berg gewonnene Strom soll 4000 Haushalte im Tessin versorgen

FünfWindräder sollen auf dem
Gotthardpass ab 2021 Strom
erzeugen. Doch die Schweiz bleibt
punktoWindenergie weiterhin auf
den hinteren Rängen.

PETER JANKOVSKY, BELLINZONA

Der Gotthard ist der Berg, der die
Schweiz symbolisiert.Und derenWider-
standsgeist – davon zeugen die beiden
Militärfestungen auf rund 2100 Metern
Höhe nahe dem Pass. Diesen nutzten
die Menschen viele Jahrhunderte lang
für den Verkehr und Handel zwischen
Mittel- und Südeuropa. Heute stellt der
Pass vor allem ein touristisches Ziel dar.
Aber da ist noch mehr: Die Gotthard-
region weist auch Stauseen zur Energie-
gewinnung auf.

Genau dieser Bereich erfährt nun
eine Ausweitung. In zwei Jahren sollen
auf dem Gotthardpass, der auf Tessi-
ner Gebiet liegt, fünf Windräder Strom
für 4000 Haushalte erzeugen. Die jähr-
liche Produktion wird 16 bis 20 Giga-
wattstunden betragen und das ganze
Tessiner Leventinatal versorgen kön-
nen. Die Bauarbeiten zur Errichtung
der Windräder haben kürzlich begon-
nen und werden im Oktober 2021 ab-
geschlossen. Mehrheitseigner des Be-
treibers namens Società Parco Eolico
del San Gottardo ist die Tessiner Elek-
trizitätsgesellschaft AET, die sich ihrer-
seits in Kantonsbesitz befindet.Weitere
Miteigentümer der Gotthard-Windräder
sind die Services Industriels de Genève
sowie die GemeindeAirolo.

Heimatschutz wehrt sich

Die Errichtung der 98 Meter hohen
Windräder an diesem symbolträchti-
gen Ort verweist auf eine wichtige Be-
mühung: Das Tessin will seine Ener-
gie aus erneuerbaren Quellen beziehen.
Laut dem AET-Direktor Roberto Pro-
nini stammte der 2017 im Südkanton pro-
duzierte Strom zu 94 Prozent ausWasser-
kraftanlagen; 2 Prozent waren Solarener-
gie, und 3,5 Prozent kamen aus derWär-
me-Kraft-Koppelungs-Einrichtung der
Abfallverbrennungsanlage in Giubiasco.
Der Rest ist anderer Provenienz, unter

anderem aus der Beteiligung der AET
an einem Kohlekraftwerk im deutschen
Lünen.Diese Beteiligung hat vor einigen
Jahren die Tessiner Gemüter erhitzt und
soll abgestossen werden.

Die Windkraftanlage auf dem Gott-
hardpass ist die einzige im Südkanton.
Nur hier würden die drei vom Bund
definierten Kriterien erfüllt, so Pronini.
Auf dem Pass wehe derWind genügend
stark, und die Anbindung an das Stras-
sennetz sowie an bestehende Strom-
leitungen sei gegeben. Gemäss dem
AET-Direktor sind von der Projekt-
planung bis zum Baubeginn fünfzehn
Jahre verstrichen. Dies war unter ande-
rem den Rekursen seitens der Tessiner
Sektion des Schweizer Heimatschutzes
geschuldet, die Bedenken wegen der
Umweltfolgen hegte. Also hat man die

Zahl der Windräder von acht auf fünf
reduziert. Und von den 32 Millionen
Franken an Investitionskosten ist eine
Million für die Verschönerung bezie-
hungsweise Renaturierung der Gott-
hardlandschaft vorgesehen.

Insgesamt stehen in der Schweiz 37
grosse Windenergieanlagen. 6 davon
stellen eigentliche Windparks dar – ab
Herbst 2021 werden es mit der Ein-
richtung auf demGotthardpass mindes-
tens 7 sein. Laut dem Bundesamt für
Energie (BfE) erzeugenmomentan alle
Anlagen zusammen jährlich 130 Giga-
wattstunden Strom.Letztes Jahr betrug
der schweizerische Stromverbrauch 57,6
Terawattstunden, und die inländische
Netto-Stromproduktion belief sich auf
63,5 Terawattstunden. Davon stamm-
ten rund 59 Prozent aus erneuerbaren

Quellen – allerdings machte die Wind-
energie dabei insgesamt nur 0,19 Pro-
zent aus.

Wasserkraft dominiert

Dieser geringe Anteil erstaunt. Denn
in der EU deckte dieWindenergie 2018
gemäss dem Jahresreport des Branchen-
organs «WindEurope» 14 Prozent des
Strombedarfs. In Deutschland trug die
Windenergie zu 21 Prozent zur Elek-
trizitätsproduktion bei, während Däne-
mark mit 41 Prozent die Spitzenposition
einnahm.

Dank der Wasserkraft sei der Anteil
des erneuerbaren Stroms in der Schweiz
bereits sehr hoch,erklärt hierzu der BfE-
Sprecher Fabien Lüthi. Hinzu komme,
dass es in der Schweiz zwar Gebiete mit

sehr guten Windverhältnissen gebe, die
sogar mit Norddeutschland vergleichbar
seien. Aber gesamthaft nimmt sich das
Potenzial für Windanlagen bescheide-
ner aus als in anderen Ländern Europas.
Dies, weil es nur eine begrenzte Anzahl
von Orten gibt, welche die drei genann-
ten Kriterien für eineWindkraftanlage –
ausreichende Windkraft, Anbindung an
bestehende Strassen und Stromleitun-
gen – erfüllen, wie der AET-Direktor
Pronini bestätigt.

Windräder an mythischem Ort?

Dazu kommt der Widerstand seitens
von Verbänden oder der Bevölkerung,
die eine Landschaftsverschandelung
oder Lärmbelästigung befürchten. Vor
allem aus diesem Grund könne allein
die Planung eines Windkraftprojektes
sieben bis zehn Jahre dauern, sagt sei-
nerseits der BfE-Sprecher Lüthi.

Allerdings will die Schweiz bei der
Windkraft aufholen. Sie hat auf 2050 hin
denAtomausstieg beschlossen; derWeg-
fall der Kernenergie soll durch erneuer-
bare Quellen gedeckt werden. Gemäss
Lüthi dürfte die Windkraft künftig eine
wichtige Rolle spielen, da sie rund zwei
Drittel ihrer Elektrizität imWinter pro-
duziert. Sie stellt daher eine ideale Er-
gänzung zu den Solar- undWasserkraft-
anlagen dar, die vor allem im Sommer
Energie liefern. Die Stromgewinnung
durch Windkraft soll bis zum Jahr 2050
auf 7 bis 10 Prozent steigen.

Doch wie passen Windräder zum
mythischen Gotthard? Die Tessiner
Regierung lehnte den zweiten Rekurs
des Heimatschutzes unter anderem mit
folgender Begründung ab: Die Land-
schaft des Gotthardpasses sei geprägt
von strukturellen Eingriffen des Men-
schen, daher füge sich die Errichtung
einer Windkraftanlage in die Charak-
teristik dieser Zone ein. Und laut dem
AET-Direktor Pronini führt der künf-
tigeWindpark die Entwicklung der Ge-
sellschaft vor Augen.

Auf jeden Fall wird mit den Gott-
hard-Windrädern ein symbolträchtiges
Zeichen zugunsten der wenig verbreite-
ten Schweizer Windkraft gesetzt. Denn
auch diese bildet einenTeil des Energie-
reichtums des Landes.

Auf der Baustelle des Gotthard-Windparks wurden im vergangenen Juni Sprengungen durchgeführt. PABLO GIANINAZZI / KEYSTONE

Schweiz will Usbekistan 132 Millionen zurückerstatten
In der Geldwäschereiaffäre um Präsidententochter Gulnara Karimowa sind Verhandlungen im Gange

BALZ BRUPPACHER

Noch hat sich in der grossen Geld-
wäschereiaffäre um die hierzulande
eingefrorenen usbekischen Schmier-
gelder von gegen einer Milliarde Fran-
ken niemand vor einem Schweizer Ge-
richt verantworten müssen.Und das hie-
sige Strafverfahren gegen die Haupt-
beschuldigte Gulnara Karimowa, die
Tochter des 2016 verstorbenen Präsi-
denten Usbekistans, ist erneut in einer
Sackgasse, weil die Bundesanwaltschaft
(BA) diesen Frühling den Verfahrens-
leiter auswechseln musste. Er hatte ge-
mäss Bundesstrafgericht den Anschein
der Befangenheit erweckt, als er zusam-
men mit seinen Chefs im vergangenen
September zu einem informellenTreffen
mit der usbekischen Staatsanwaltschaft
nach Taschkent reiste.

Kantone verzichten auf Gelder

TrotzdiesenUngereimtheiten läuft indie-
sen Tagen das Verfahren über die Rück-
erstattung der gesperrten Gelder an Us-
bekistan an. Es geht um eine erste Tran-
che von 132 Millionen Franken, die die
Bundesanwaltschaft am 22.Mai letzten
Jahresmit einem Strafbefehl gegen einen
früherenEhemann vonKarimowa einge-
zogen hatte. Dieser Strafbefehl ist inzwi-
schen rechtskräftig, weil Karimowa ihre
Einsprache zurückgezogen hat. Damit
kann der Prozess der Rückerstattung be-
ginnen. Er war vom Bundesrat in einem

zunächst geheim gehaltenen Entscheid
vom 9.Mai 2018 festgelegt worden und
sieht vor, dass die Schweiz rechtskräftig
eingezogene Gelder integral an Usbeki-
stan zurückerstattet. Und zwar gestützt
auf das Bundesgesetz über die Teilung
eingezogenerVermögenswerte (TEVG).

In einem ersten Schritt mussten sich
die Kantone, auf deren Banken die ein-
gezogenen Gelder liegen, mit diesem
Vorgehen einverstanden erklären und
definitiv auf einen Anteil an den frag-
lichen Vermögenswerten verzichten.
Nach dem Kanton Zürich hat jetzt auch
der Kanton Genf zugestimmt, wie das
Bundesamt für Justiz (BJ) auf Anfrage
bekanntgab. Zurzeit werden noch die
beteiligten Bundesbehörden (neben
der BA das Aussendepartement EDA
und das Finanzdepartement) konsul-
tiert, bevor das Eidgenössische Justiz-
und Polizeidepartement mit Usbekistan
ein Sharing-Abkommen gestützt auf
das TEVG abschliessen wird. Im Unter-
schied zu den bisherigen Sharing-Fäl-
len, bei denen die eingezogenen Gelder
meist zur Hälfte geteilt wurden, soll Us-
bekistan den gesamten Betrag erhalten.

Erst in einem zweiten Schritt folgt
der anspruchsvollste Teil der Rück-
erstattung. Das EDA muss mit Usbeki-
stan eine Vereinbarung über die Moda-
litäten aushandeln. Sie sollen sicher-
stellen, dass die Gelder transparent zu-
rückgeführt werden, der Bevölkerung
beziehungsweise der Entwicklung des
Landes zugutekommen und nicht wie-

der in unrechtmässigen Kanälen ver-
sickern. Laut EDA haben diese Ver-
handlungen noch nicht begonnen. Auf
Informationen von Iman Karimowa, der
Tochter von Gulnara Karimowa, ange-
sprochen, wonach ihre Mutter 2018 ein
vertrauliches Abkommen mit der usbe-
kischen Staatsanwaltschaft abgeschlos-
sen hat, erklärte das EDA, man habe
keine Kenntnis von allfälligenVerhand-
lungen zwischen Karimowa und Usbe-
kistan. Grundlage der nun vorbereite-
ten Rückerstattung sei der rechtskräf-
tige Strafbefehl der Bundesanwaltschaft.

Deal mit Karimowa?

UsbekischeAktivisten im Exil und Ver-
treter der Zivilgesellschaft bekräftig-
ten kürzlich ihre Sorge, dass die usbe-
kische Regierung mit Karimowa und
ihrem Umfeld einen Deal abschliessen
könnte. Angeblich soll die Präsidenten-
tochter zugesichert haben, der Regie-
rung 1,2 Milliarden Dollar zur Ver-
fügung zu stellen, wenn sie im Gegen-
zug aus der usbekischen Haft entlassen
werde, einenTeil ihres in Usbekistan lie-
gendenVermögens behalten könne und
ins Ausland reisen dürfe. Die Vertreter
der Zivilgesellschaft fordern deshalb,
die Gelder aus der Schweiz dürften erst
dann zurückfliessen, wenn eine Reihe
von Bedingungen erfüllt sei. Dazu ge-
hören Reformen gegen die Korruption,
ein öffentlicher und unabhängiger Pro-
zess gegen Karimowa in Usbekistan so-

wie transparente und überprüfbare Pro-
zesse über die Verwendung der rück-
erstatteten Gelder.

Auf die Menschenrechtssituation in
Usbekistan angesprochen, erklärte ein
Sprecher des Aussenministeriums in
Bern: «Das EDA ist sich der Heraus-
forderungen im Bereich der Menschen-
rechte bewusst, anerkennt aber auch den
Reformwillen innerhalb der usbekischen
Regierung und verfolgt die Entwicklun-
gen vor Ort.» DasVorgehenUsbekistans
gegen die 2014 von der eigenen Familie

verstossene Gulnara Karimowa wirft
auch Fragen über die Rechtsstaatlich-
keit in dem zentralasiatischen Land auf.
Sie wurde zunächst in Hausarrest ver-
setzt und später in Haft genommen, wo-
bei nicht klar ist, wegen welcher Delikte
und zu welcher Strafe sie 2015 in Usbe-
kistan verurteilt wurde. «Wir wissen nicht,
wo unsere Klientin ist», erklärt der Gen-
fer Rechtsanwalt Grégoire Mangeat, der
zusammen mit seiner Kollegin Fanny
Margairaz die 47-jährige Usbekin ver-
teidigt. Mangeat wollte Karimowa Mitte

Juli im usbekischen Frauengefängnis
Zangiota besuchen,wurde aber nicht zu-
gelassen. Er vermutet, dass seine Klien-
tin einen neuen Schwächeanfall erlitten
hat und mit einer Ambulanz abtranspor-
tiert wurde.

Auf die Verteidigungsstrategie ange-
sprochen, sagte Mangeat, seine Klien-
tin habe den Weg zur Rückerstattung
von 132 Millionen Dollar deshalb frei-
gemacht, weil Vertreter der usbeki-
schen Regierung ihr gesagt hätten, dies
sei eine unabdingbare Voraussetzung
zur Beendigung der Haft. Trotz dem
Rückzug der Einsprache habe sich aber
nichts geändert. Unter welchen Bedin-
gungen wäre seine Klientin bereit, auch
die Einsprache gegen den zweiten Straf-
befehl zurückzuziehen, der die Rück-
erstattung von 555 Millionen Dollar an
Usbekistan vorsieht? «Unsere Klientin
hat stets erklärt, sie sei zu Konzessio-
nen bereit, auch wenn sie die vorgewor-
fenen Delikte bestreitet», sagt ihr Ver-
teidiger.Nach siebenjährigen Ermittlun-
gen und einemDossier mit Hunderttau-
senden von Seiten sei der Beweis über
die illegale Herkunft der beschlagnahm-
tenVermögenswerte nicht erbracht.Das
Bundesstrafgericht hat in einem diese
Woche veröffentlichten Entscheid eine
Einsprache Karimowas gegen den zwei-
ten Strafbefehl wegen fehlender Be-
schwerdelegitimation abgewiesen.Aller-
dings ist dieses Verfahren wegen eines
früheren Entscheids des Bundesstraf-
gerichts zurzeit suspendiert.

«Wir wissen nicht,
wo unsere Klientin ist.»
Grégoire Mangeat
Karimowas Verteidiger


